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Omnibus – Neuerungen und  
Vereinfachungen im Rahmen des  
EU-CO2-Grenzausgleichsmechanismus 
(CBAM)

I. �Neue Ausnahmeregelung 

Unternehmen, die innerhalb eines Kalenderjahrs 
nicht mehr als insgesamt 50 Tonnen relevante 
Waren einführen, sollen vom CBAM ausgenom-
men sein. Diese Ausnahme gilt jedoch nicht für 
elektrischen Strom und Wasserstoff. Unterneh-
men, die den Grenzwert voraussichtlich über-
schreiten, müssen eine Bewilligung als zugelas- 
sener CBAM-Anmelder beantragen. Eine Über-
schreitung ohne Bewilligung wird als Compliance-
verstoß geahndet, wobei die Strafzahlung die 
Verpflichtung zum rückwirkenden Kauf von Zertifi-
katen ersetzen soll.

1	 Vgl. näher zum gesamten Omnibus-Paket: ACI-Folder, online abruf-
bar unter https://audit-committee-institute.de/media/aci-folder-
2025-Omnibus-Gesetz.pdf

Die EU-Kommission hat im Rahmen der ersten Omnibus-Initiative von 

Ende Februar 20251 eine Reihe von Änderungen zur CBAM-Verordnung 

vorgeschlagen. Diese Änderungen zielen darauf ab, die Umsetzung zu 

vereinfachen und bestehende Webfehler zu beseitigen. Im Folgenden die 

wichtigsten Neuerungen:
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II. Zertifikatehandel

Der Zertifikatehandel soll systemtechnisch um  
ein Jahr verschoben erst am 1.2.2027 starten. 
Dennoch sind für alle im Jahr 2026 in relevanten 
Importwaren enthaltenen Emissionen rückwirkend 
Zertifikate zu erwerben.

Auch in Bezug auf die Verpflichtung zum unterjäh-
rigen Kauf von Zertifikaten sollen sich Änderungen 
ergeben. Bisher sollte vierteljährlich nachgewie-
sen werden, dass die in einem laufenden Kalen-
derjahr eingeführten Emissionen mindestens zu 
80 Prozent durch Zertifikate abgedeckt sind. Nun 
soll die Mindestabdeckung auf 50 Prozent redu-
ziert werden.	  
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2  Audit Committee Institute – Sonderpublikation

Die enthaltenen Informationen sind allgemeiner Natur und nicht auf die spe­
zielle Situation einer Einzelperson oder einer juristischen Person ausgerichtet. 
Obwohl wir uns bemühen, zuverlässige und aktuelle Informationen zu liefern, 
können wir nicht garantieren, dass diese Informationen so zutreffend sind wie 
zum Zeitpunkt ihres Eingangs oder dass sie auch in Zukunft so zutreffend sein 
werden. Niemand sollte aufgrund dieser Informationen handeln ohne geeigne­
ten fachlichen Rat und ohne gründliche Analyse der betreffenden Situation. 
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III. CBAM-Anmeldung

Die Abgabe der jährlichen CBAM-Anmeldung soll vom 
31. Mai grundsätzlich auf den 31. August eines jeden 
Jahres verschoben werden, um Unternehmen aus
reichend Zeit für die Erstellung der Anmeldungen zu 
gewähren. 

IV. Rückverkauf überschüssiger 
Zertifikate

Der Rückverkauf überschüssiger Zertifikate war bisher 
auf ein Drittel der insgesamt in einem Kalenderjahr 
erworbenen Zertifikate gedeckelt. Dies hätte zu einer 
Benachteiligung CO2-armer Produkte geführt, da für 
diese mehr Zertifikate hätten erworben werden müs-
sen als notwendig und nur ein Teil der überschüssigen 
Zertifikate hätte zurückveräußert werden können. Die-
ser Webfehler soll nun behoben werden. Der Rück-
verkauf der Zertifikate wird neu auf die unterjährige 
50-Prozent-Mindestabdeckung begrenzt. Das heißt, 
Unternehmen können maximal die gleiche Anzahl an 
überschüssigen Zertifikaten zurückveräußern, als zu 
deren Kauf sie unterjährig verpflichtet waren. Der Rück-
verkauf von Zertifikaten bleibt antragsgebunden und 
soll künftig bis zum 30. November eines Kalenderjahrs 
zu beantragen sein.

V. CO2e-Systemgrenzen

Um die CO2e-Kalkulation zu vereinfachen, soll die EU-
Kommission ermächtigt werden, die Systemgrenzen 
der Kalkulation anzupassen. Hierbei soll der Fokus nun-
mehr ausschließlich auf in Vormaterialien enthaltene 
Emissionen gelegt werden. Emissionen, die im Rah-
men der Weiterverarbeitung anfallen, sollen unberück-
sichtigt bleiben.

Diese und noch weitere Änderungen liegen nun dem 
EU-Parlament und dem EU-Rat zur Prüfung vor. Erst 
nach Abschluss des Gesetzgebungsverfahrens können 
die Änderungen rechtswirksam in Kraft treten.

Autoren:

Stephan Freismuth, Director im Bereich Tax der KPMG 
AG Wirtschaftsprüfungsgesellschaft, ist seit 25 Jahren 
als Experte auf dem Gebiet des Zoll- und Außenhandels 
tätig. Vor seiner Tätigkeit bei KPMG war er u. a. Mitglied 
der Zollverwaltung und Zoll- und Außenhandelsexperte 
der BMW Group. Er war langjähriges Mitglied der Zoll
expertengruppe der EU-Kommission sowie des Joint 
Customs Consultative Committees der britischen Regie-
rung und wirkte an zahlreichen EU-Gesetzesinitiativen  
im Bereich EU-Außenhandels-, Steuer- und Finanzpolitik 
mit.

Katharina Beck, Senior Managerin im Bereich Tax der 
KPMG AG Wirtschaftsprüfungsgesellschaft, ist seit  
13 Jahren in der Beratung tätig. Als Steuerberaterin und 
Fachberaterin für Zölle und Verbrauchsteuern hat Sie  
sich auf den Bereich ESG Tax spezialisiert und berät zu 
Trade Compliance Anforderungen, wie CBAM und EUDR, 
sowie im Verbrauchsteuerrecht mit besonderem Fokus 
auf Energie- und Stromsteuer.


